
 

Forum Recht 022002

Prolog
Der 11. September 2001 wird als Zäsur in die Geschichtsbücher

eingehen. Die juristischen und politischen Folgen sind unüber-

sehbar und trotz oder gerade wegender weltweiten amerikani-

schen Omnipräsenz und Omnipotenz, bleibt das ungute Gefühl,

dass sich die momentane Ruhein derwestlichen Hemisphäre als

trügerisch erweisen könnte. Zudem ist zu befürchten, dass die

Skala an Verbrechendieser Art noch längst nicht erschöpft ist.

Angesichts dessen, stellt sich die dringende Frage, wie und

durch wendie Verantwortlichen zu bestrafen sind. In diesem Zu-

sammenhang könnte sich die Etablierung eines StändigenInter-

nationalen Gerichtshofes (IStGH) als probate Lösung erweisen.

Vorerst existiert diese Institution nur auf dem Papier. So soll die

Arbeit des Weltgerichtshofes zwar im.Jahre 2003 in Den Haag

beginnen - aber mit Sicherheit sagen kann das niemand. Selbst

wenn aufgrund des Rückwirkungsverbotesdie Anstifter und Hel-

fershelfer der Anschläge nie vor dem Weltstrafgerichtshof stehen

werden, soll anhand der Attentate die zwingende Notwendigkeit

dieserInstitution noch einmal verdeutlicht werden. Dies beinhal-

tet einerseits die rechtliche Schilderung und Bewertung der Er-

eignisse des 11. September 2001. Angesichts der globalen Di-

mension der Anschläge wird sodannderjuristische Rahmen um

rechtspolitische Fragen erweitert.

11. September 2001
Am Morgen des 11. September 2001 entführten 19 junge Män-

ner vier amerikanischeLinienflugzeuge. Sie Überwältigten bzw.er-

mordeten die Orew sowie die Piloten und steuerten sodann die

vollgetankten Passagiermaschinen mit eigener Hand in die anvi-

sierten Ziele. Im Abstand von 18 Minutenflogen zwei Flugzeugein

die Zwillingstürme des WTC. Aufgrund des durch die Explosion

freigesetzten Kerosins schmolzendie Stahlträger der Gebäude, so

"dass sie um 10.05 h und um 10.28 h einstürzten. Eine halbe Stun-

de vor dem Einsturz des ersten Towers ging ein weiteres Flugzeug

auf das Pentagonnieder. Die vierte Maschine verfehlte ihr Ziel. Sie

wurde von den Passagieren um 10.10 h zum Absturz gebracht.

Bei den vier Anschlägen wurden, denletzten Schätzungen zufol-

ge, Insgesamt 3.226 Menschen getötet ! und alleine in New York

600 zum Teil schwerverletzt. Die Gesamtschadenssumme wird

auf 40 bis 60 Milliarden Euro beziffert. 2 Es wird davon ausgegan-

gen, dass die Attentäter dem Terrornetzwerk"Al Qaida" angehör-

ten. Diese Organisation, unter der Leitung von Osamabin Laden,

hatte zu den Taten angestiftet, die Attentäter ausgebildet und die

Durchführung finanziert. 3

Fehlender Terrorismustatbestand
UnbeschadetderTatsache, dass ausländischeTerroristen den An-

schlag verübten und über 50 Nationen Tote zu beklagen hatten, ist

nach heute geltendem Recht die amerikanische Strafjustiz für die

Aburteilung der Verbrechen zuständig. * Dies ist Ausfluss des völ-

kerrechtlichen Teritorialitätsprinzips. ® Nebenbeiist fraglich, ob das

Völkerrecht überhaupt Anwendungfindet. ® Traditionell regelt das
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Völkerrecht nämlich nur zwischenstaatliche Beziehungen.Nicht zu-

letzt durch die Menschenrechtsverletzungen in Ex-Jugoslawien

und in Ruanda werden jedochmittlerweile Verstöße von Individu-

en gegenintemational anerkannte Rechtsgrundsätze auchindivi-

duell verfolgt. Dies findet seinen Niederschlag im Statut des Inter-

nationalen Strafgerichtshofes. So normiert Art. 25 IStGH-Statut

ausdrücklich die individuelle strafrechtliche Verantwortlichkeit. Wer

hingegenin dem überaus umfassendenSirafkatalog nach einem

speziellen Terrorismus-Tatbestand sucht, wird nicht fündig werden.

Während der Vertragsverhandlungenin Romist, trotz langwieriger

Debatten, keine konsensfähige Definition hinsichtlich des Begriffes

"Terrorismus" gefunden worden.

Systematischer Angriff gegendie Zivilbe-
völkerung
Demgegenüber wäre es aber möglich, die "Hintermänner", na-

mentlich Osamabin Laden, als Anstifter zu Verbrechen gegen die

Menschlichkeit gemäß Art. 5 Abs. 1 (b), 7 Abs. 1 (a), (k) i.V.m. 2

(a), 25 Abs. 3 (b) IStGH-Statut im Sinne eines "systematischen An-

grifts gegendie Zivilbevölkerung" anzuklagen.

Relativ problemlos lassen sich die Attentate zunächst als "syste-

matischen Angriff" qualifizieren. Dies beinhaltet, dass singuläre, ver-

einzelte und ziellose Verbrechennicht unter den Tatbestandfallen,

sofemsie nicht das Niveau einer Menschenrechtsverletzungerrei-

chen. 7 Die Anschläge sind zwar als einzelne Akte zu qualifizieren,

man geht aber nicht fehl in der Annahme,dass es sich angesichts

der Leiden der Opfer hierbei um ein Verbrechen gegen die

Menschlichkeit gehandelt hat.

Außerdem müsste die "Zivilbevölkerung" das Objekt des Angriffs

gewesensein.

Dasist zumindest im Hinblick auf das Pentagonfraglich. Dort sind

sowohlZivilangestellte als auch Angehörige der Streitkräfte dem

Anschlag zu Opfer gefallen. Dieses Abgrenzungsproblem ist nicht

neu und wird nach wie vor kontrovers beurteilt. So wird zum einen

die Ansicht vertreten, dass Verbrechen gegen die Menschlichkeit

nicht gegenüber Angehörigen fremderTruppen begangenwerden

können, da lediglich die Zivilbevölkerung Schutzobjekt sei. 8 Eine

Klärungsmöglichkeit bietet die Genfer Konvention. Die Definition
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Artikel 7 - Verbrechen gegendie
Menschlichkeit
(1)lm Sinne dieses Statuts bedeutet "Verbrechen gegen die

Menschlichkeit" jede der folgenden Handlungen,die im Rahmen

eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegendie Zi-

vilbevölkerung und in Kenntnis des Angriffs begangen wird:

a) vorsätzliche Tötung k) andere unmenschliche Handlungen

ähnlicher Art, mit denen vorsätzlich große Leiden oder eine

schwere Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit oder

der geistigen oder körperlichen Gesundheit verursacht werden.

(2) Im Sinne des Absatzes 1 a) bedeutet "Angriff gegen die Zivil-

bevölkerung" eine Verhaltensweise, die mit mehrfacher Bege-

hung der in Absatz 1 genannten Handlungen gegendieZivilbe-

völkerung verbundenist, in Ausführung oder zur Unterstützung

derPolitik eines Staates oder einer Organisation, die einen sol-

chen Angriff zum Ziel hat.

Artikel 25 - Individuelle strafrechtliche
Verantwortlichkeit
(3) In Übereinstimmung mit diesem Statut ist für ein der Ge-

richtsbarkeit des Gerichtshofes unterliegendesVerbrechenstraf-

rechtlich verantwortlich und strafbar, wer b) die Begehung eines

solchen Verbrechens, das tatsächlich vollendet oder versucht

wird, anordnet, dazu auffordert oder dazu ansiiftet.   
"Zivilbevölkerung" basiert auf ihr und umfasst daherin erster Linie

Personen,die nicht aktiv an Feindseligkeiten beteiligt sind. 9 Diese

Unterscheidung erweist sich nur teilweise als hilfreich, da sich die

Vereinigten Staaten weder im Konflikts- noch im Kriegsfall befan-

den. Andererseits wäre es verfehlt, der Ziviloevölkerung ihren spe-

ziellen Charakter abzusprechen, wennsich in ihrer Mitte andere

Personen,also Mitglieder der Streitkräfte, aufhalten. Im Pentagon

sind annähernd 24.000Zivilisten und Armeeangehörige beschäf-

tigt. Eine Separierung erscheint unbefriedigend. Da ein Präjudiz

nicht existiert, wird der IStGH Über diese Fragen abschließend zu

befinden haben.

Desweiteren muss der subjektive Tatbestand der "Kenntnis des

Angriffs" erfüllt sein.

Es erfordert das Wissen des Täters, dass ein Angriff gegendie Zi-

vilbevölkerung geführt wird und seine Handlungen damit im Zu-

sammenhangstehen. !0 Dieses kann bejaht werden. Die gesamt

Tatausführung zeugt davon, dass die Täter um ihr Handeln und die

Folgen wussten.

Ferner dürfte außer Frage stehen, dass es sich gemäßArt. 5 Abs.

1 (b), 7 Abs. 1 (a), 2 (a) |StGH-Statut um das Delikt der vorsätzli-

chen Tötung handelte, die der Unterstützung derPolitik der "Al Qai-

da" dienensollte.

Darüber hinaus wäre auch eine Verwirklichung des Tatbestandes

der "anderen unmenschlichen Handlung" gemäß Art. 5, Abs.1 (b),

7 Abs. 1 (k) IStGH-Statut in Erwägung zu ziehen. Mit den An-

schlägen "vorsätzlich große Leiden", "schwere Beeinträchtigungen

der körperlichen Unversehrtheit" und der "körperlichen Gesund-

heit" verursacht worden. Zu denken sind hierbei nicht nur an die

Schwerverletzten, sondern auchandie zahlreichenErsthelfer bzw.

Feuerwehrmännerauf "Ground Zero", deren Gesundheitsschäden

noch nicht absehbar sind.

Festzuhalten ist somit, dass die Anschläge des 11. September

2001 unter Art. 5 Abs. 1 (b), 7 Abs.1 (a), 1 (k), 2 (a) |StGH-Statut

subsumiert werden können. Da Art. 25 Abs. 2 IStGH-Statut eine

individuelle Strafbarkeit normiert, macht sich gemäß Art. 25 Abs. 3

(b) IStGH-Statut auch derjenige strafbar, der zu einem Verbrechen

tatsächlich auffordert, es anordnet oder dazu anstiftet, sofern es

tatsächlich vollendet oder versucht wird.



Legt man Osama bin Ladens Äußerungen zugrunde, dann kann

manfesthalten, dass er die Terrorgruppen zu den Taten angestif-

tet bzw. diese angeordnethat. ''

Obwohl demnachkein spezieller Terrorismustatbestand existiert,

könnendie Verbrechendes 11. September 2001 mit Hilfe von Art.

5,7, 25 IStGH-Statut sanktioniert werden. Allerdings muß man der

Täter zunächst habhaft werden, was angesichts der nationalen

Souveränitäten eine nicht zu unterschätzende Problematik darstellt.

Ratifikation contra Souveränität
Das IStGH-Statut ist bis zum heutigen Tage von 139 Staaten un-

terzeichnet worden. Völkerrechtlich gelten diese Unterschriften al-

lerdings nur als Absichtserklärungen. '? Ausschlaggebendist

vielmehr die Zahl der Ratifikationen, denn das \Völkertribunal kann

seine Arbeit erst aufnehmen, wenn 60 Staaten das Abkommen

ratifiziert haben. Mittlerweile sind 48 Ratifikationsurkunden bei der

UNO hinterlegt worden, wobei sich die EU als treibendeKraft er-

wies. Demgegenübersind die Vereinigten Staaten ein ausgewie-

sener GegnerdesIStGH. Hierbei erweist sich die Souveränität als

Hauptstreitpunkt, da der IStGH in Konkurrenz zu dem bestehen-

den Strafmonopoldereinzelnen Staatentritt. Dessen ungeachtet

wird der Gerichtshof hingegen nurtätig, soweit sich die betref-

fende Vertragspartei gemäß Art. 17 Abs.1 (a) IStGH-Statut nicht

zur Strafverfolgung auf nationaler Ebenein der Lage sieht oderdie-

se nicht seinem Willen entspricht. Mit dieser komplementären Lö-

sung, ist der grundsätzliche Vorrang der nationalen Strafverfol-

gung vor derinternationalen statuiert und trägt dem Souveränität-

sprinzip Rechnung.

Trotz der vertraglichen Zusicherung in diesem Punkt, werden

anhand der Anschläge des 11. September 2001 die - praktischen

- Grenzen derinternationalen Strafjustiz schnell sichtbar. Osama

bin Laden wird sich kaum in seinem ehemaligen Heimatland Sau-

di-Arabien aufhalten, denn dort ist nm 1994 die Staatsangehörig-

keit entzogen worden. '% Sollte es wider Erwartend doch derFall

sein, so muß man bedenken, dass Saudi-Arabien, wie im Übrigen

eine ganze Reihe arabischer Staaten, das Abkommen nicht

gezeichnet hat. Realistischerweise sollte man davon ausgehen,

dass Osama bin Laden zwischenzeitlich eine neue Staatsan-

gehörigkeit besitzt. Welche Fallkonstellationen wären im Falle sei-

ner Ergreifung damit vorstellbar?
Diverse Möglichkeiten sind zu diskutieren.

Sollte er Staatsbürger eines Ratifikationsstaates sein und dort ge-

fasst werden, so ergibt sich die Jurisdiktion des IStGH gemäßAr.

12 Abs. 2 (b) IGHSt-Statut automatisch.

Als problematisch würde sich die rechtliche Situation darstellen,

wenn er als Angehöriger eines Drittstaates in einem solchen ge-

fasst würde. Dann könnte zum einen gemäßArt. 12 Abs. 3 IStGH-

Statut durch die Zustimmung des Staates, auf dessen Gebiet das

Verbrechen geschehenist oder durch diejenige seines Heimat-

staates die Zuständigkeit des IStGH konstituiert werden. Zum zwei-

ten wäre eine Überweisung des Rechtsfalles an den IStGH dann

möglich, wenn gemäß Art. 13 (b) IGHSt-Statut der UNO-Sicher-

heitsrat dies beschließen würde. Drittens könnte eine Anklage

durch den Chefankläger des IStGH erfolgen, wobei auch in die-

sem Falle, der Tatort- oder Heimatstaat zustimmen müsste.

"Third party jurisdiction"
Sowohlim vorliegendenFall, als auch bei der Mehrzahl zukünftiger

Delikte, ist es realistisch, davon auszugehen,dass ein Drittstaat

betroffen sein wird. Dies zöge Rechtsfragen im Kontext der "Third

party jurisdiction" nach sich. Mit diesem Prinzip wird die Proble-

matik der Jurisdiktion des IStGH Über Angehörige eines Staates

beschrieben, der das Abkommennichtratifiziert hat. '* Dieser Pas-

sus hat auf Seiten der Vereinigten Staaten große Kritik hervorgeru-
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fen, da sie den völkergewohnheitsrechtlichen Grundsatz "pacta

tertiis nec prosunt nec nocent"verletzt sahen. 15 Dieser Grundsatz

aus der Art. 34 der WienerVertragsrechtskonvention besagt, dass

zwischen Staaten abgeschlossene völkerrechtliche Verträge ei-

nem Drittstaat weder Rechte noch Verpflichtungenbringen dürfen.

Fraglich ist, ob durch Art. 12 IStGH-Statut dieses Prinzip verletzt

wordenist. Festzuhalten bleibt, dass durch das Statut eine direk-

te Verpflichtung desDrittstaates nicht begründet wird, so dass er

weder zu einem aktiven Tätigwerden noch zu einem Unterlassen

verpflichtet werden kann. 16 Auchindirekte rechtliche Pflichten wer-

den durch das Statut nicht geschaffen, sondenallenfalls prakti-

sche. Hinzu kommt, dass, sofern der IStGH seine Gerichtsbarkeit

 

über den Angehörigen eines Nichtvertragsstaates ausübt, dieser

Staat nicht zur Kooperation verpflichtet ist, da ihm das Statut kei-

ne Kooperationspflicht etwa zur Übergabe des Angeklagten oder

von Beweismaterial auferlegt. '” Des weiteren findet, sofern der

UNO-Sicherheitsrat einen Überweisungsbeschluss getätigt hat,

die "Third party jurisdiction" gar keine Anwendung. Damit geht der

rechtliche Einwand der Vereinigten Staaten in das Leere. Dessen

ungeachtetist, nicht erst seit den Anschlägen,eine sich stetig stei-

gernde Abwehrhaltung der US-Regierung gegenüber dem IStGH

zu verzeichnen.
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IStGH: Ein weltpolitisches Stiefkind?
Seit. den Anschlägen bestimmen die USA als Opfer, Ankläger,

Richter und Vollzugsbeamter in Personalunion das Weltgesche-

hen. Die Koalition im Kampf gegen den Terrorismus scheint mitt-

lerweile zerbrochen. Die Vereinigten Staaten handeln - offensicht-

lich gar nicht ungem - im Alleingang. Erübrigt sich angesichts des-

sen nicht ein Weltgerichtshof? Worin läge derVorteil eines IStGH,

wenn zu befürchtenist, dass die betroffenen Länderim Zweifels-

fall die innerstaatlichen Gerichte mit der Aburteilung von Terroristen

betrauen würden? In diesem Zusammenhang wird immer wieder

„ vorgebracht, dass sich Kriegsverbrechersowie Terroristen und ins-

besondere Fanatiker im Sinne von Osamabin Laden durch die Exi-

stenz eines Weltgerichtshofes vonterroristischen Aktionen nicht

abhielten ließen. '® Diesem Argumentist zunächst zuzustimmen,

denn eine "negative Generalprävention" kann man generell nicht

erwarten. Andererseits sind jedoch zwei Punkte zu bedenken: Ei-

nerseits operiert man mit zwei unbekannten Größen. Der Weltge-

richtshofexistiert noch nicht undfolglich kann seine zukünftige Sig-

nalwirkung nicht abschätzt werden. Indesverbirgt sich hinter einem

systematisch geplanten Terrorakt, wie demjenigen des 11. Sep-

tember 2001, immereine Botschaft, so menschenverachtend und

zynisch sie auch sein mag. Wenndiese nicht gehört wird, und zwar

weil die Staatengemeinschaft sie als Verbrechen im Sinne des

IStGH pönalisiert, erübrigen sich Terrorakte dieser Art. Skeptiker

mögenjetzt einwenden, dass, wenn bereits die "negative Gene-

ralprävention" bemüht wird, die Abschreckungsfunktion nicht

durch das Gesetz sondern, durch die zu erwartenden Sanktions-

und Verfolgungsmaßnahmeneintreten. In der Tat dürfte die Aus-

sicht, in keinem Staat der Welt mehr sicher zu sein, eine ab-

schreckende Wirkungentfalten. Fraglich ist in diesem Kontext nur:

Vor wem sicher? Der IStGH hat keine eigenenEingreiftruppen. Er

ist auf die Hilfe der Staatengemeinschaft angewiesen. Hierliegt in

doppelter Hinsicht ein Schwachpunkt. Einzig die Vereinigten Staa-

ten verfügen überdie logistischen, und nicht zuletzt finanziellen

Möglichkeiten Terroristen oder Kriegsverbrecherzu ergreifen. Das

impliziert aber, dass Alleingänge und Verweigerungen der Welt-

macht befürchtet, wenn nicht sogar einkalkuliert werden müssen.

Der IStGH wäre damit den politischen Erwägungen seines mäch-

tigsten Signatarstaates ausgeliefert.

Keine angenehmeVorstellung, die auch durch den Gesichtspunkt

der "positiven Generalprävention" kaum kompensiert werdenkann.

Solidarität und Unterstützung der Opfer sowie die Wiederherstel-

lung von Vertrauen in die Rechtsordnung scheint jedenfalls, wie

momentanin den Vereinigten Staaten deutlich sichtbar, der natio-

nale Patriotismus sehrviel "effektiver" wahrzunehmen. Darüber hin-

aus wird auch keiner emsthaft behaupten wollen, dass die Abur-

teilung eines Osama bin Laden vor einem Weltgerichtshof einen

Krieg verhindern würde. Wozu also ein IStGH? Wurde die Forde-

rung nach einem Weltgericht, die über hundert Jahre alt ist, und

nach den Weltkriegen sowie den Massaker in Ex-Jugoslawien

und Ruanda nicht mehr zu überhören war, nicht zwischenzeitlich

von der Wirklichkeit überholt? Ich meinenicht.

Klar erkennbar wird das bereits an dem Vertragswerk. Die unter-

schiedlichsten Strafsysteme und kulturellen Traditionen mussten

miteinander in Einklang gebracht werden. Der kompromißhafte -

abertrotzdem verabschiedete - Tatbestand des "Verbrechens ge-

gen die Menschlichkeit" belegt dies. Lediglich ein Teil derin Art. 5,

7 IStGH-Statut dargestellten Tatbestände sind als völkergewohn-

heitsrechtliche Rechtssätze anerkannt. Vor allem die Pönalisierung

von Vergewaltigung, Verschleppung und Apartheit ist nicht unum-

stritten gewesen.Hiertrafen europäische,asiatische, afrikanische

und orientalische Auffassungen aufeinander, wobei sich Üüberra-

schenderweise aber auch Koalitionen der unterschiedlichsten

Couleur bildeten. So wandten sich sowohl der "Heilige Stuhl" als
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auch die Staaten der arabischenLiga in einer konzertierten Aktion

gegen die Aufnahme des Vergewaltigungstatbestandes. Nicht nur

die islamischen Staaten sondern auch derVatikan gaben im Lau-

fe der Verhandlungen ihre Positionen auf. Nunmehr unterfallen

"Vergewaltigungen" gemäßArt. 7 Abs, 1 (g) IStGH-Statut dem Tat-

bestand des "Verbrechens gegendie Menschlichkeit". Ferner sieht

das IStGH-Statut zwar nicht die Todesstrafe, wohl aber in Aus-

nahmefällen die lebenslangeFreiheitsstrafe vor. Bereits der zäh er-

rungeneVerzicht auf die erstgenannte Sanktionsform mag den Ver-

handlungserfolg unterstreichen.

Hinzu kommt, dass niemand dem medialen Weltgeschehen mehr

entgeht. Die Anschläge des 11. September 2001 waren, so bos-

haft das klingt, auf "Lifeschaltung" programmiert und darauf ange-

legt, die globale Bedrohung des Terrorismus zu unterstreichen.

Dies verlangt m. E. auch eine weltumspannendeAntwort. Das sich

diesbezüglich, trotz fehlenden Terrorismustatbestandes, das recht-

liche Instrumentarium des Statuts als tauglich erweist, spricht für

sich. Trotzdem dürfte der Weg zum Weltgerichtshof mühselig wer-

den. In diesem Kontext erweist sich der Prozeß gegen Slobodan

Milosevic in Den Haag als denkwürdiges und richtungsweisendes

Ereignis, wobei der "individuellen Verantwortlichkeit" gemäß Art. 25

IStGH-Statut die entscheidende Relevanz zukommt. Und dasin

derTat Art. 25 IStGH-Statut zukünftig eine abschreckende Wirkung

entfalten könnte, zeigen die Sätze von Paddy Ashdownan Slobo-

dan Milosevic vor dem Tribunal in Den Haag: "Ich habe Ihnen ge-

sagt: Wenn Sie so weitermachen, enden Sie vor diesem Gericht.

Undhier sind Sie nun." 19

Susanne Benöhrist promovierte Staats- und Verfassungs-

rechtlerin. Ihr besonderesInteresse gilt dem Völkerrecht und

der Rechtsgeschichte. Sie lebt und arbeitet in Bremen.
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